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tung von Strafbestimmungen in den sozialistischen Län­
dern völlig anders als in kapitalistischen Ländern, in de­
nen „der Drang nach Profit und nicht die Liebe zum Men­
schen das Lebenselement imperialistischer Denk- und Ver­
haltensweisen ist“ .6

Um kriminellen Handlungen gegen die Umwelt wirk­
samer begegnen zu können, wurde im 2. StÄG der straf­
rechtliche Schutz vor Umweltgefahren entsprechend den 
herangereiften gesellschaftlichen Verhältnissen e i n h e i t ­
l i c h  u n d  u m f a s s e n d  geregelt. Bis dahin betraf der 
strafrechtliche Schutz der Umwelt nur einzelne Seiten. 
Strafbestimmungen waren in Gesetzen außerhalb des Straf­
gesetzbuchs, insbesondere im Wassergesetz vom 17. April 
1963, enthalten. Bestimmte Verletzungen des Umwelt­
schutzes konnten auch als Straftaten gegen den Gesund- 
heits- und Arbeitsschutz verfolgt werden, wenn Personen, 
die für den Arbeitsschutz verantwortlich sind, mit der 
strafbaren Verletzung ihrer Pflichten für den Arbeite- und 
Gesundheitsschutz gleichzeitig eine Gefahr für die Umwelt 
herbeiführten (so z. B. bei einer Explosion in einem Che­
miebetrieb, durch die schädliche Stoffe freigesetzt werden 
und die die Luft, das Wasser oder den Boden verseuchen). 
Umweltschädigende Handlungen konnten auch als Wirt­
schaftsschädigung nach §§ 167, 168 StGB verfolgt werden. 
Auch die Verursachung einer Katastrophengefahr (§ 191 
StGB) stellte in gewisser Hinsicht eine Gefährdung der 
Umwelt dar.

Dieser im gewissen Sinne begrenzte strafrechtliche 
Schutz entsprach nicht mehr den Anforderungen an den 
Schutz der Umwelt, die vor allem durch den wissenschaft­
lich-technischen Fortschritt gestellt wurden. Unter dem 
Titel „Verursachung einer Umweltgefahr“ wurden deshalb 
die §§ 191 а und 191 b in das StGB aufgenommen, die eine 
strafrechtliche Verantwortlichkeit für vorsätzliche Verlet­
zungen der Pflichten zum Schutz der Umwelt (§ 191 a 
StGB) sowie für fahrlässige Pflichtverletzungen (§ 191 b 
StGB) vorsehen.7

Mit diesen Rechtsnormen sind einheitliche Vorausset­
zungen der strafrechtlichen Verantwortlichkeit für die Ver­
ursachung von Umweltgefahren gegeben. Auch für diese 
strafrechtliche Verantwortlichkeit gelten alle Grundsätze 
des einheitlichen sozialistischen Strafrechts. Es gibt also 
kein spezielles Strafrecht hierfür mit bestimmten Sonder­
oder Ausnahmeregelungen, wie sie zum Teil in der inter­
nationalen Diskussion gefordert werden.

Strafrechtlich zur Verantwortung gezogen werden kön­
nen nur natürliche Personen, nicht Betriebe, Institutionen 
oder Kollektive.

Im Unterschied zu anderen Arten der rechtlichen Ver­
antwortlichkeit bzw. zu anderen Rechtsfolgen setzt der 
strafrechtliche Schutz der Umwelt die individuelle straf­
rechtliche Verantwortlichkeit eines einzelnen Menschen 
voraus. Vor allem in kapitalistischen Ländern gibt es Be­
strebungen, auch Betriebe für Umweltschädigungen straf­
rechtlich verantwortlich zu machen. Hinter solchen Vor­
schlägen steckt einerseits die Abneigung gegen kapitalisti­
sche Monopole und die durch sie in großem Umfang be­
triebenen Umweltschädigungen, andererseits aber auch das 
Mißtrauen in Willen und Fähigkeit der kapitalistischen 
Strafjustiz, das Strafrecht gegen die Konzerngewaltigen 
und ihre Handlanger wirksam und konsequent anzuwen­
den. Bei einigen Befürwortern dieser Konzeption spielt 
auch die Absicht mit, den einzelnen Unternehmer oder 
seinen Beauftragten der strafrechtlichen Verantwortlichkeit 
zu entziehen und ihm die Möglichkeit zu geben, sich hin­
ter der Verantwortlichkeit seines Betriebes zu verstecken.

In der sozialistischen Gesellschaft gibt es solche Gründe 
nicht. Die Gesetze bieten hier genügend Möglichkeiten, 
auch Betriebe wegen der von ihnen verursachten Umwelt­
schäden zur Verantwortung zu ziehen (z. B. Schadenersatz­
verpflichtungen oder Entschädigungsleistungen).

Strafrechtliche Verantwortlichkeit tritt bei uns nur ein, 
wenn Schuld vorliegt, wenn also der Täter vorsätzlich oder 
fahrlässig gehandelt hat. Ein wirksamer strafrechtlicher

•Schutz der Umwelt erfordert nicht, grundlegende Prinzi­
pien des Strafrechts (wie die Schuld oder die Kausalität) 
aufzugeben und die strafrechtliche Verantwortlichkeit in 
eine objektive Erfolgshaftung umzuwandeln. Außerdem 
werden für Straftaten gegen den Umweltschutz die Stra­
fen angedroht, die das Strafensystem des StGB vorsieht 
Es gibt also dafür auch keine speziellen Strafen.

Umweltschutzdelikte — konkrete Gefährdungsdelikte

Die Verursachung einer Umweltgefahr gehört zu den Straf­
taten gegen die allgemeine Sicherheit. Mit diesen Gefähr­
dungsdelikten werden allgemeine Gefahrenzustände aus­
gelöst, deren Begrenzung und Verlauf nicht zu übersehen 
sind bzw. von Handelnden nicht unter Kontrolle gehalten 
werden können. Die strafrechtliche Verantwortlichkeit 
setzt Gemeingefahr voraus, d. h. eine unmittelbare Gefahr 
für das Leben oder die Gesundheit von Menschen oder für 
bedeutende Sachwerte. Eine Gemeingefahr liegt auch dann 
vor, wenn die lebenswichtige Versorgung der Bevölkerung 
erheblich beeinträchtigt ist (§ 192 StGB). Rechtsverletzun­
gen oder Disziplinlosigkeiten, die eine Gefahr solchen 
Ausmaßes nicht verursachen, können keine strafrechtliche 
Verantwortlichkeit wegen Verursachung einer Umweltge­
fahr begründen. Sie können, sofern dafür die entsprechen­
den Tatbestände gegeben sind, als Ordnungswidrigkeiten 
verfolgt werden oder arbeits- bzw. ziyilrechtliche Verant­
wortlichkeit nach sich ziehen.

Unter die Strafbestimmungen zum Schutz der Umwelt 
fallen auch die ^fahrlässige Herbeiführung erheblicher Ge­
sundheitsschäden oder die fahrlässige Verursachung des 
Todes von Menschen. Es handelt sich hier um spezielle 
Fälle von fahrlässiger Tötung bzw. fahrlässiger Körper­
verletzung. Die Strafbestimmungen über die Verursachung 
einer Umweltgefahr gehen dann den allgemeinen Bestim­
mungen über fahrlässige Tötung oder Körperverletzung 
(§§ 114, 118 StGB) vor. Diese Regelung unterstreicht, daß 
die Verantwortung für den Schutz der Umwelt auch die 
Verantwortung für Leben und Gesundheit der Menschen 
einschließt

Umfang und Ausgestaltung
des strafrechtlichen Umweltschutzes

Strafrechtlich geschützt werden der Boden, das Wasser und 
die Luft vor Verunreinigungen mit schädlichen Stoffen 
oder mit Krankheitserregern. Das bedeutet, daß z. B. Lärm­
belästigungen nicht unter die Strafbestimmungen fallen, 
sondern ggf. zivilrechtliche Verantwortlichkeit nach §§ 328, 
329 ZGB begründen. Das würde sich dann konkret z. B. in 
Klagen in Zivilprozessen niederschlagen, die auf die Be­
seitigung von Lärmbelästigungen durch Gebläse von Be­
lüftungsanlagen, Schleifeinrichtungen oder defekte Aus­
puffanlagen an Traktoren gerichtet sind. Ebenso könnten 
sich entsprechende Klagen wegen Staub- und Geruchsim­
missionen sowie wegen Luftverschmutzungen durch Ab­
gase mit erheblichen Schäden an Pflanzen und Gebäuden 
als begründet erweisen.

Eine Verunreinigung ist gegeben, wenn die schädlichen 
Stoffe oder Krankheitserreger dem Boden, dem Wasser 
oder der Luft zugeführt worden sind und die gesetzlichen 
Bestimmungen und Standards zur Reinhaltung überschrit­
ten werden. Auch die Abgabe von verunreinigtem Trink­
oder Brauchwasser begründet dann strafrechtliche Verant­
wortlichkeit, wenn durch das Ausmaß eine Gemeingefahr 
hervorgerufen wird.

Auf diesem Gebiet liegt ein bedeutsamer Wirkungs­
bereich der strafrechtlichen Umweltschutzbestimmungen. 
Erreicht werden soll vor allem, daß Leiter von landwirt­
schaftlichen Betrieben und Einrichtungen, Agrotechniker 
und Komplexleiter ihre Verantwortung wahrnehmen und 
vermeiden, daß es überhaupt erst zu Verunreinigungen des 
Wassers kommt z. B. durch


